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Neubauten zur Kinderbetreuung an Hochschulen
(Kapitel 1208)

Zwei von sechs neuen Kindertagesstatten an Hochschulen haben zu
groRRe Flachen und zu groRziigige Ausstattungen. Auf aufwendige
Turnhallen, Atrien und AuBenspielflachen hatte verzichtet werden
mussen. Richtwerte zum wirtschaftlichen Bauen sind dringend erfor-
derlich.

1 Ausgangslage

Kinderbetreuung ist grundsétzlich eine kommunale Aufgabe. Daneben er-
richten, betreiben und unterhalten schon bisher Studierendenwerke, Hoch-
schulen und Universitatsklinika Kindertagesstatten.

Der Rechnungshof hat sechs Neubauten von Kindertagesstatten mit Ge-
samtbaukosten von zusammen 16,5 Mio. Euro gepriift, die seit 2006 an vier
Hochschulen und einem Universitatsklinikum errichtet wurden. Die Einrich-
tungen sind fur Kinder von Bediensteten oder fir Kinder von Studierenden
bestimmt. Die MaRnahmen wurden aus Eigenmitteln der Hochschulen be-
ziehungsweise der Universitatsklinik finanziert und teilweise durch Dritte
bezuschusst. Die BaumafRnahmen wurden durch den Landesbetrieb Vermo-
gen und Bau Baden-Wirttemberg (Vermogen und Bau) durchgefuhrt. Das
Land stellte die Grundstiicke zur Verfigung. Vermdgen und Bau hatte davor
keine Erfahrung mit dem Neubau und Unterhalt von Kindertagesstatten fir
die Betreuung von unter Dreijahrigen, den sogenannten Krippenplatzen.

Der Rechnungshof untersuchte, ob der Bau von Kindertagesstatten wirt-
schaftlich und sparsam umgesetzt wurde und wie grof3 die zu erwartende
zusatzliche Belastung des Landeshaushalts durch den Bauunterhalt ist.
Derzeit planen das Land beziehungsweise Landeseinrichtungen weitere
Neubauten fur Kindertagesstatten in Stuttgart und Mannheim.

Untersucht wurden folgende MalRnahmen:

¢ KinderUniversum* des Karlsruher Institut fir Technologie,

¢ .Kinderhaus Knirps & Co.“ an der Universitat Konstanz,

¢ ,PH Strolche" an der Padagogischen Hochschule Schwéabisch Gmiind,
¢ ,Kinderhaus Pfaffenwald“ an der Universitat Stuttgart,

¢ Kindergarten an der Universitatsklinik Ulm und

¢ Kinderkrippe an der Universitatsklinik Ulm.

Im Gegensatz zu den Kindertagesstatten der Kommunen befinden sich die
gepruften Neubauten nicht in innerstadtischen Wohnquartieren. Die Neubau-
ten wurden in Randlage des jeweiligen Hochschulcampus errichtet.
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2 Prufungsergebnisse

2.1 Unterschiedliche Qualitat und Kosten

Funf der sechs Kindertagesstatten sind eingeschossig und nicht unterkellert.
Sie bendtigen daher weder einen Aufzug noch Treppenhauser oder zusatzli-
che Fluchtwege. Die gepriifte Kindertagesstatte in der Innenstadt von Karls-
ruhe ist voll unterkellert und hat vier Obergeschosse. Der Neubau verfligt
Uber zwei Treppenhauser zur ErschlieBung und als Fluchtweg sowie einen
Aufzug.

Die Neubauten in Schwabisch Gmind und Stuttgart wurden in Holzbauwei-
se erstellt. Der Neubau in Karlsruhe wurde als Leichtbetonbau mit Sichtbe-
tonqualitat, die anderen Neubauten in konventioneller Massivbauweise er-
richtet. Die Kosten der unterschiedlichen Baukonstruktionen sowie die tech-
nische Gebaudeausristung bestimmen mafgeblich die Bauwerkskosten je
Quadratmeter Nettogrundflache.

Abbildung 1: Bauwerkskosten je Quadratmeter Nettogrundflache in Euro
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Die Bauwerkskosten betrugen bei den Kindertagesstéatten in Konstanz und
Karlsruhe zwischen 1.950 Euro und 2.150 Euro je Quadratmeter Netto-
grundflache. Dieser Kennwert entspricht den durchschnittlichen Kosten von
Institutsgebauden fur Ingenieurwissenschaften oder einfachen Naturwissen-
schaften. Die deutliche Abweichung bei den Baukosten fiir eine dem Grunde
nach gleiche Bauaufgabe veranschaulicht, dass in Konstanz und Karlsruhe
die Mal3stéabe des wirtschaftlichen und sparsamen Bauens der 6ffentlichen
Hand nicht beachtet wurden.

Auch die nicht in den Bauwerkskosten enthaltenen Kosten zur Herstellung
der AuRRenspielflachen variierten erheblich. Je Standort wurden hierfir zwi-
schen 20.000 Euro und 500.000 Euro investiert.

Ein weiterer Indikator fur die Wirtschaftlichkeit sind die Gesamtbaukosten je
Betreuungsplatz. Dieser ermdglicht einen direkten finanziellen Vergleich
zwischen Investition und Betreuungsplatzen auch mit den Ma3nahmen der
Kommunen. Nach Einschéatzung des Rechnungshofs betragen die Gesamt-
baukosten fir Neubauten je Betreuungsplatz im bundesweiten Vergleich
Uberschlagig 30.000 Euro.
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Abbildung 2: Gesamtbaukosten je Betreuungsplatz in Euro
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Der bundesweite Vergleich illustriert, dass die Mehrheit der vom Rech-
nungshof gepriiften Neubauten tiber dem Durchschnitt liegt. Das Bundesfa-
milienministerium (BMFSFJ) legte dem Kinderférderungsgesetz einen
Richtwert von 36.000 Euro je Betreuungsplatz zugrunde. Der Kommunalver-
band fiir Jugend und Soziales Baden-Wiirttemberg (KVJS B.-W.) kalkuliert
mit Neubaukosten je Betreuungsplatz von 20.000 Euro bis 40.000 Euro. Zur
Vereinfachung wurde im Diagramm der Mittelwert 30.000 Euro je Betreu-
ungsplatz abgebildet.

Das Finanzwissenschaftliche Forschungsinstitut an der Universitat Koin
(FiFo Kdln) sowie der Landesrechnungshof (LRH) Niedersachsen werteten
abgerechnete Mal3nahmen aus und errechneten Gesamtbaukosten je Be-
treuungsplatz von 23.136 Euro bzw. 22.082 Euro. Der Kennwert von
Schwabisch Gmiind mit 55.359 Euro je Platz ist ein Ausrei3er, da der Neu-
bau lediglich zehn Betreuungsplatze bietet.

2.2 Unterschiedlich gro3e Flachen je Betreuungsplatz

Je Betreuungsplatz werden vom Kommunalverband fiir Jugend und Soziales
Baden-Wirttemberg mindestens 5 m2 fir Ruhe- und Gruppenrdume emp-
fohlen. Darlber hinaus sind Sanitarraume und Flurflachen erforderlich.
Mehrheitlich als Krippe genutzte Kindertagesstatten haben einen héheren
Flachenanspruch. Die tatsachliche Grofl3e der Nettogrundflache je Betreu-
ungsplatz variierte bei den sechs Kindertagesstatten zwischen 14 m2 und

20 m2.
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Abbildung 3: Nettogrundflache in Quadratmeter je Betreuungsplatz
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Der Flachenbedarf je Betreuungsplatz ist bei Kindertagesstatten mit wenigen
Betreuungsplatzen zwangslaufig hdher, deren Wirtschaftlichkeit ist entspre-
chend geringer. In Schwéabisch Gmiind werden lediglich zehn Betreuungs-
platze angeboten. An anderen Standorten wurden bis zu 115 Betreuungs-
platze geschaffen.

Den jeweiligen Planungen lagen unterschiedliche padagogische Konzepte
zugrunde. An den Standorten Konstanz, Karlsruhe und Ulm Krippe fiihrten
sogenannte Multifunktions- und Bewegungsflachen zu einer erhdhten Netto-
grundflache. Das ging trotz einer groRen Anzahl von Betreuungsplatzen
zulasten der Wirtschaftlichkeit.

In Karlsruhe wurde ein nicht tberdachter Innenhof Uber drei Geschosse
gebaut. Hinter der Glasfassade, die den Innenhof umfasst, befinden sich die
ErschlieBungsflure. Auch die zahlreichen Loggien und zwei Treppenhauser
tragen zu einem hohen Kennwert von rund 19 m? trotz 115 Betreuungsplat-
zen bei.

In drei Hausern wurden Kletterwénde und Turngerate eingebaut. Im Kinder-
garten Ulm sind diese in den Flur integriert und frei zuganglich. In Karlsruhe
und Konstanz wurden separate Turnhallen mit grol3er Raumhdhe errichtet.
Diese haben auch von der Decke abgehéngte Turngeréte und kénnen nur
unter Aufsicht genutzt werden. In Konstanz gibt es als Besonderheit neben
einem grofRzligigen Eingangsbereich, der fur kleinere Darbietungen mit The-
aterstrahlern ausgeristet ist, zudem mehrere Entspannungsraume mit Lie-
gen fur das Personal.

2.3 Zusatzliche Belastung des Landeshaushalts

Samtliche Gebaude erfordern jahrlichen Bauunterhalt, um ihre Betriebssi-
cherheit und den Wert des Gebéaudes zu erhalten. Hierbei haben der Aus-
baustandard und die technischen Anlagen einen erheblichen Einfluss auf die
Instandsetzungskosten. Der Bedarf fur Instandsetzungen bewegt sich zwi-
schen 1 und 2 Prozent der Neubaukosten je Jahr.

Der Rechnungshof kalkuliert fur den Bauunterhalt der sechs gepriften Ge-
baude eine zusétzliche Belastung des Landeshaushalts von jahrlich
150.000 Euro.
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2.4 Kinderhaus der Universitat Konstanz

Das Gebaude hat eine langgestreckte amorphe Form mit einer durchschnitt-
lichen Raumhoéhe von mehr als 4 m. Entlang der sidlichen Fassade wurde
eine etwa 2 m breite Terrasse hergestellt. Drei begeh- und bespielbare In-
nenhodfe wurden errichtet. Diese dienen auch der zusatzlichen natirlichen
Belichtung und Beluftung des Gebaudes. Weiterhin wurde tiber dem innen
liegenden Turnraum das Dach leicht angehoben, um natirliche Belichtung
und BelGftung zu ermdéglichen. Das Dach ist teilweise als Griindach ausge-
fuhrt, die restlichen Flachen sind bekiest.

Aufgrund des padagogischen Konzepts wurden neben den tblichen Réu-
men ein Experimentierraum, Musikraum, Werkstatt- und Atelierraum, Thea-
terraum sowie ein Turn- und Veranstaltungsraum gebaut. Ebenso einmalig
sind ein Wasserspielraum und ein Sandspielraum witterungsunabhéangig im
Gebaude untergebracht.

Das Gebaude besitzt fiir eine Kindertagesstatte eine ungewdéhnlich umfang-
reiche Gebaudeautomation. Die Beleuchtung, FuRbodenheizung und der
Sonnenschutz werden raumscharf automatisiert geregelt. Zudem wurden auf
dem Dach 18 Solarkollektoren zur Brauchwassererwarmung realisiert.

Abbildung 4: Blick auf das Kinderhaus

Bildrechte: Universitat Konstanz, Fotograf: Dr. Michael Kieninger.

Das Kinderhaus in Konstanz verfiigt mit 4.400 m2 tiber die mit Abstand gréR3-
te AuRBenspielflache der sechs gepriften Kindertagesstatten. Die AuRen-
spielflache wurde aufwendig mit unterschiedlichen Spielbereichen und
Spielgeraten gestaltet. Neben Schaukeln und Rutschen wurden mehrere
Spielhauser, Sandspielbereiche und Wasserspiele sowie eine Bobby-Car-
Rennstrecke angelegt. Allein fir die AuRenanlagen wurden 500.000 Euro
ausgegeben.

Die Gesamtbaukosten betrugen 5 Mio. Euro. Uberschlagig 1 Mio. Euro hatte
eingespart werden kénnen, wenn die Au3enspielflache, die Sonderraume,
die durchschnittliche Raumhodhe und die Standards der Haustechnik redu-
ziert worden waren.
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2.5 KinderUniversum des KIT

Das fiinfgeschossige unterkellerte Gebaude wurde in Sichtbetonqualitat
hergestellt. Es enthalt Gestaltungselemente wie Loggien, einen begehbaren,
nicht tiberdachten Innenhof und eine 240 m2 gro3e Dachterrasse. Im Ge-
gensatz zu den anderen untersuchten Kindertagesstatten wurden beim Kin-
derUniversum ein Aufzug und zwei Treppenhauser hergestellt. Zudem wur-
de eine Turnhalle mit 6 m Raumhdohe innerhalb des Gebaudes realisiert.

Abbildung 5: Blick auf das KinderUniversum von Norden

Die 1.100 m2 groRRe AuRenspielflache enthélt Gestaltungs- und Spielelemen-
te wie eine Holzspielwand, eine modulierte Rasenflache, Sandspielflachen
sowie ein Heckenlabyrinth. Eine Spiegelwand aus poliertem Edelstahl kenn-
zeichnet die Grundstiicksgrenze und soll den AuRenspielbereich optisch
vergréRern. Die Kosten fur die Aul3enanlage betrugen 305.000 Euro, wovon
alleine 230.000 Euro auf die Herstellung der Holzspielwand mit Wippe und
Wasserspielen entfielen.

Die Forderungen des KIT nach einem ,Kinderhotel* und Dozentenapparte-
ments im obersten Geschoss wurden geplant, jedoch nicht realisiert. Zur
Umnutzung des obersten Geschosses flir zusatzliche Kinderbetreuung wa-
ren geringfligige zuséatzliche Umbaumaflnahmen notwendig. Nach dem Um-
bau stehen insgesamt 115 Betreuungsplatze zur Verfligung.

Die Gesamtbaukosten betrugen 5,5 Mio. Euro. Hierin sind Kosten fur Her-
richten und ErschlieBen sowie Au3enanlagen von rund 0,6 Mio. Euro enthal-
ten. Ware auf den verglasten Innenhof, die Dachterrasse, die Loggien, die
Turnhalle und die Unterkellerung verzichtet sowie eine wirtschaftlichere
Baukonstruktion gewahlt worden, hatten mehr als 1,1 Mio. Euro eingespart
werden kdnnen.
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2.6 Einfluss von finanzierenden Nutzern auf die Planungen

Die Prufung hat gezeigt, dass die finanzierenden Nutzer teilweise noch wéah-
rend der Bauzeit massiven Einfluss auf die Planungen genommen haben.
Nutzungsanforderungen und Bauunterlagen waren unvollstandig. Insbeson-
dere waren die Wirtschaftlichkeitsnachweise nicht belastbar. Wiinsche und
Forderungen der Nutzer haben bei Baukonstruktionen und technischen Aus-
stattungen kostenintensive Ausflihrungen veranlasst. Vermégen und Bau
wies die Uiberzogenen Forderungen der finanzierenden Nutzer nicht zuriick.

Die Neubauten in Konstanz und Karlsruhe wurden auf Grundlage tiberzoge-
ner Nutzungskonzepte und viel zu groRen Raumprogrammen projektiert und
geplant. Auch der hohe Anspruch an die Architektur und die Giberzogene
AuRenbereichsgestaltung fihren zum Eindruck elitdrer Einrichtungen, die
den Mafl3stdben des wirtschaftlichen und sparsamen Bauens der &ffentlichen
Hand nicht gerecht werden.

Beide Gebaude wurden offensichtlich in einen zu grof3en Kostenrahmen
hineingeplant, statt die Kosten nach dem erforderlichen Bedarf zu bemes-
sen.

3 Empfehlungen

3.1 Eigene BaumaRnahmen kritisch hinterfragen

Um die Attraktivitat des Landes als Arbeitgeber zu erhdhen, wird der Kinder-
betreuung steigende Bedeutung zugemessen. Gleichwohl sind eigene Bau-
mafinahmen kritisch zu hinterfragen. Zuvor sind Belegungsrechte, die Inan-
spruchnahme kommunaler Kapazitaten (Gewahrleistungsauftrag) oder an-
dere MalBnahmen zu prifen.

3.2 Einheitliche Richtwerte fur Flachen und Ausstattung festlegen

Kindertagesstatten, die vom Land beziehungsweise Einrichtungen des Lan-
des finanziert werden, missen sich am Bedarf orientieren und wirtschaftlich
und sparsam hergestellt werden. Der Flachenbedarf und die Ausfihrung
missen landeseinheitlich bemessen sein und einheitlichen Richtwerten fol-
gen. Fur die landeseigenen Gebaude zur Kinderbetreuung sollte analog zu
den Musterraumprogrammen fiir Verwaltungen eine Bedarfsbhemessungs-
grundlage mit den Ressorts erarbeitet und abgestimmt werden. Anhand von
verwaltungsinternen Entwirfen muss untersucht werden, ob eine modulare
Typenplanung landesweit wirtschaftlich umsetzbar ist.
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4 Stellungnahme des Ministeriums

Das Ministerium fir Finanzen und Wirtschaft sagt zu, die Maf3stabe des
wirtschaftlichen Bauens bei kiinftigen Planungen von Kindertagesstatten
verstarkt zu beachten. Es ist der Ansicht, dass der Vergleich zwischen den
untersuchten Kindertagesstatten mit bundesweiten Querschnittzahlen korre-
lationsbedingt zu Verwerfungen fiihren misse.

Das Ministerium bestatigt, dass tiberzogene und nicht restriktiv behandelte
Forderungen der finanzierenden Nutzer zu vermeidbaren Mehrkosten fihr-
ten. Dies kdnne aus besonderen padagogischen Konzepten oder Vorgaben
aus frihkindlichen Férderungsmodellen erwachsen.

,Die Steuerungsmaoglichkeiten des Landesbetriebs versagen an dem Punkt,
wo friihzeitig belastbare und verbindlich genehmigte Nutzungs- wie Ausstat-
tungskonzepte des Nutzers beziehungsweise Betreibers fehlen.” Das Minis-
terium sehe daher weiteren Prazisierungsbedarf fir interministerielle Rege-

lungen bei Vorhaben, fir die das Land nicht originar unterbringungspflichtig

ist.

Die Empfehlung des Rechnungshofs fiir eine abgestimmte landeseinheitli-
che Bedarfshemessung wird begrii3t. Das Ministerium beabsichtigt, hierfur
eine Arbeitsgruppe einzurichten, die sich auch mit einer modularen Typen-
planung befassen werde.

149



	Denkschrift 2015
	Denkschrift 2015
	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2014
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Förderung von großen Infrastrukturvorhaben im öffentlichen Personennahverkehr (Landtagsdrucksache 15/5290)
	2.2 Unterstützungsleistungen für Schulleitungen (Landtagsdrucksache 15/5730)
	2.3 Versorgungsrücklage und Versorgungsfonds (Landtagsdrucksache 15/6699)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2013
	2 Haushaltsrechnung 2013
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung
	2.3 Bereinigte Einnahmen und Ausgaben, Finanzierungssalden

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige- und außerplanmäßige Ausgaben

	4 Globale Minderausgaben
	5 Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe
	5.1 Haushaltsreste 2012 und 2013
	5.2 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2005 bis 2014
	1.2 Einnahmen im Einzelnen
	1.3 Steuereinnahmen

	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2005 bis 2014
	2.2 Ausgaben im Einzelnen

	3 Steuerdeckungsquote
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung 2013/2014
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme 2005 bis 2014
	1.3 Kreditfinanzierungsquote 2005 bis 2014
	Die Kreditfinanzierungsquote stellt das Verhältnis der Nettokreditaufnahme zu den bereinigten Gesamtausgaben innerhalb eines Haushaltsjahres dar. Abbildung 2 zeigt den Verlauf der Kreditfinanzierungsquote der letzten zehn Jahre auf.
	1.4 Zulässige Kreditaufnahme
	1.4.1 Rechtliche Rahmenbedingungen
	1.4.2 Zulässige Kreditaufnahme im Haushaltsjahr 2014
	1.4.3 Entwicklung der zulässigen Kreditaufnahme 2013 bis 2016

	1.5 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.6 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.7 Nettokreditaufnahme je Einwohner 2013

	2 Rücklagen, Sondervermögen und Überschüsse
	3 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	4 Empfehlungen
	4.1 Nettokreditaufnahme vermeiden oder reduzieren
	4.2 Berechnung der zulässigen Kreditaufnahme in Gesetzesbegründung darstellen

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vergleich der Finanzpläne
	2.1.1 Haushaltswirtschaftlicher Handlungsbedarf
	2.1.2 Abbaupfad gemäß Finanzplan

	2.2 Bisherige Konsolidierungsmaßnahmen
	2.3 Aufgabe bisher vorgesehener Konsolidierungsmaßnahmen und neue strukturelle Mehrbelastungen
	2.4 Gesamtbewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Keine strukturellen Mehrausgaben ohne Gegenfinanzierung
	3.2 Orientierungspläne mit aktuellen Werten vor der nächsten Haushaltsaufstellung erstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bedeutung des Sponsorings für den Landeshaushalt
	2.2 Sponsorenverträge mit Exklusivitätsklauseln
	2.3 Sponsorengewinnung
	2.4 Sponsoring bei der Stallwächterparty
	2.5 Auswirkung des Sponsorings auf Standards im Hochschulbau
	2.6 Haushaltsrechtlicher und politischer Umgang mit Sponsoring
	2.7 Anpassung der AnO Sponsoring und Sponsoringbericht

	3 Empfehlungen
	3.1 Leitsätze
	3.2 Einzelempfehlungen
	3.2.1 Auf Neutralität achten, Vergabeverfahren nicht beeinflussen
	3.2.2 Werbende Aussagen seitens der Verwaltung unterlassen
	3.2.3 Wettbewerbsneutralität wahren und auf Exklusivitätsklauseln verzichten
	3.2.4 Zusätzliche Betriebs- oder Folgekosten bei gesponserten Maßnahmen ausschließen
	3.2.5 Haushaltsvermerke ausbringen


	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	1.1 Rechtliche Grundlagen
	1.1.1 Landeshaushaltsordnung
	1.1.2 Verwaltungsvorschrift zur Erarbeitung von Regelungen

	1.2 Haushaltspolitische Rahmenbedingungen
	1.3 Normativer Anspruch

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aussagen zu Folgekosten in Gesetzentwürfen der Landesregierung
	2.2 Exemplarische Bewertung einzelner Gesetzentwürfe
	2.2.1 Gesetz zur Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes
	2.2.2 Bildungszeitgesetz
	2.2.3 Gesetz zur Errichtung des Nationalparks Schwarzwald


	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Polizeieinsatzkosten
	2.2 Polizeilicher Grundschutz bei Großveranstaltungen
	2.3 Gewaltprävention und Gewaltbekämpfung
	2.3.1 Anforderung an die Vereine und die Verbände
	2.3.2 Finanzielles Engagement der Verbände

	2.4 Wirtschaftliche Situation des Profifußballs
	2.5 Rechtliche Möglichkeiten für einen Polizeikostenersatz
	2.6 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Gebührenrechtliche Ermächtigungsgrundlage schaffen
	3.2 Einsatzzeiten und Kosten vollständig dokumentieren
	3.3 Präventionsmaßnahmen konsequent umsetzen
	3.4 Verwendung und Wirkung der von Fußballverbänden zugesagten Mittel für Gewaltprävention nachweisen lassen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vergütung der Gerichtsvollzieher
	2.1.1 Bürokostenentschädigung und Vollstreckungsvergütung  (Altes Modell: in Baden-Württemberg bis 2010)
	2.1.2 Gerichtsvollziehervergütung (Vergütungsmodell in Baden-Württemberg seit 2011)
	2.1.3 Überprüfung und Anpassung der Gerichtsvollziehervergütung

	2.2 Personaleinsatz
	2.3 Ausbildung der Gerichtsvollzieher

	3 Empfehlungen
	3.1 Gerichtsvollziehervergütung reduzieren
	3.2 Personalbedarf ermitteln
	3.3 Gegenfinanzierung der Ausbildungsreform sicherstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haftplatzbedarf
	2.1.1 Gefangenenzahlen
	2.1.2 Planungen des Justizministeriums
	2.1.3 Personelle Ausstattung der Justizvollzugsanstalten

	2.2 Einrichtungen des offenen Vollzugs und des Freigangs

	3 Empfehlungen
	3.1 Haftplatzentwicklungsprogramm zeitnah fortschreiben
	3.2 Haftplätze in offenen Vollzugseinrichtungen abbauen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Organisation
	2.2.1 Abteilung Grundsatz und Recht
	2.2.2 Stabsstelle Neue Steuerung und Umwandlung von Landeseinrichtungen (NeStUL)

	2.3 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel
	2.4 Personalausstattung
	2.5 Wirtschaftsförderung

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation optimieren
	3.2 Prozesse zu Anordnungsbefugnissen klar regeln
	3.3 Personalbedarf im Haushalt transparent darstellen
	3.4 Ressourceneinsatz zur Wirtschaftsförderung hinterfragen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft hat die wesentlichen Feststellungen des Rechnungshofs aufgegriffen und in unterschiedlicher Weise bereits umgesetzt.
	Der Rechnungshof bleibt bei seiner Empfehlung, die Abteilung Grundsatz und Europa aufzulösen. Die Argumentation des Ministeriums, wonach zwischen den Aufgaben der Abteilung ein klarer eindeutiger Sachzusammenhang bestünde, überzeugt nicht. In der Abte...
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Das Landeszentrum für Datenverarbeitung und die IT-Neuordnung
	2.1.1 Das Landeszentrum für Datenverarbeitung als IT-Zentrum
	2.1.2 Der Ressourceneinsatz des Landeszentrums für Datenverarbeitung
	2.1.3 Landesinterne IT-Bündelung
	2.1.4 Länderübergreifende Bündelungsmöglichkeiten

	2.2 Die Informationstechnik des Statistischen Landesamts
	2.2.1 Konzentration der IT-Aufgaben in den IT-Referaten
	2.2.2 Bestandsnachweis für alle IT-Geräte
	2.2.3 IT-Eigenbetrieb
	2.2.4 Firewall-Betrieb
	2.2.5 Haushaltsaufstellung und -bewirtschaftung

	2.3 Die verwaltungsinternen Dienstleistungen für das Landeszentrum für Datenverarbeitung

	3 Empfehlungen
	3.1 IT-Betrieb steuerrechtlicher Verfahren bündeln
	3.2 IT ressortintern konsolidieren
	3.3 IT-Budget des Statistischen Landesamts anpassen
	3.4 Kennzahlen des Landeszentrums für Datenverarbeitung für Personalbedarfsberechnungen heranziehen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Exterieurbeurteilung mit Rinderzuchtberatung
	2.1.1 Aufgabe
	2.1.2 Rechtsgrundlagen
	2.1.3 Bewertung

	2.2 Amtliche Güteprüfungen für Käse und Butter
	2.2.1 Aufgabe
	2.2.2 Rechtsgrundlagen
	2.2.3 Bewertung

	2.3 Sanierungs- und Investitionsbedarf
	2.3.1 Defizite
	2.3.2 Masterplan zur Sanierung und Weiterentwicklung der baulichen Infrastruktur
	2.3.3 Bewertung

	2.4 Länderübergreifende Zusammenarbeit
	2.4.1 Grundlagen
	2.4.2 Bewertung

	2.5 Kennzahlenvergleiche nach Artikel 91d des Grundgesetzes
	2.5.1 Hintergrund und Umsetzung
	2.5.2 Bewertung


	3 Empfehlungen
	3.1 Exterieurbeurteilung mit Rinderzuchtberatung an anerkannte Zuchtorganisation abgeben
	3.2 Amtliche Butter- und Käseprüfung einstellen oder länderübergreifend kostendeckend organisieren
	3.3 Bauliche Modernisierung beschleunigt umsetzen
	3.4 Länderübergreifende Zusammenarbeit ausbauen
	3.5 Leistungsvergleiche nach Artikel 91d Grundgesetz einführen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Sachgerechter Wirtschaftlichkeitsnachweis fehlt
	2.2 Wasserleitung für gemischtes Wasser ist nicht erforderlich
	2.3 Finanzierungsplan für das Gesamtvorhaben ist unzureichend
	2.4 Kriterien für die Erfolgskontrolle wurden nicht festgelegt

	3 Empfehlungen
	3.1 Dynamische Kostenvergleichsrechnung anwenden
	3.2 Wasserleitung für gemischtes Wasser nicht fördern
	3.3 Finanzierungskonzept und Zeitplan für die Realisierung des gesamten Vorhabens einfordern
	3.4 Kriterien der Erfolgskontrolle im Zuwendungsbescheid präzisieren und Zeitpunkt des Nachweises festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen
	1.2 Anlass, Ziele und Durchführung der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Landesweite Fallzahlen, Erhebungsstichproben
	2.2 Einkommensteuerfälle ohne gespeicherten Hinweis
	2.2.1 Qualität der Einkommensteuererklärungen
	2.2.2 Qualität der E-Daten und der Fallbearbeitung durch die Finanzämter
	2.2.3 Steuerliche Bedeutung der Wahlbeiträge

	2.3 Einkommensteuerfälle mit gespeichertem Hinweis 50508
	2.3.1 Fehlerhafte Bearbeitung durch die Finanzämter
	2.3.2 Fehlende oder unzutreffend zugeordnete E-Daten

	2.4 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Automatisierungsgrad erhöhen, Datenübernahme vereinfachen
	3.2 Bearbeitungsqualität verbessern, fehlende E-Daten melden
	3.3 Elektronische Übermittlung von Wahlbeiträgen initiieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ausschreibungs- und Vergabeverfahren
	2.2 Besonders wertvolle Kunstwerke
	2.3 Verschollene Kunstwerke
	2.4 Nicht angemessene Betreuung der Kunstwerke
	2.5 Festlegung des Budgets für Kunst am Bau

	3 Empfehlungen
	3.1 Wertvolle Kunstwerke besser sichern
	3.2 Inventur einführen
	3.3 Mängel bei Kunstwerken beseitigen
	3.4 Budget reduzieren
	3.5 Kunstwerke veräußern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Unterschiedliche Qualität und Kosten
	2.2 Unterschiedlich große Flächen je Betreuungsplatz
	2.3 Zusätzliche Belastung des Landeshaushalts
	2.4 Kinderhaus der Universität Konstanz
	2.5 KinderUniversum des KIT
	2.6 Einfluss von finanzierenden Nutzern auf die Planungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Eigene Baumaßnahmen kritisch hinterfragen
	3.2 Einheitliche Richtwerte für Flächen und Ausstattung festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Nachlässe
	2.2 Unterschiedliche Praxis der Nachlassgerichte
	2.3 Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg
	2.3.1 Haftungsbeschränkungen
	2.3.2 Auflösung von Wohnungen
	2.3.3 Auflösung von Bankguthaben
	2.3.4 Verwendung von Immobilien
	2.3.5 Vergabe von Aufträgen
	2.3.6 Sonstige Tätigkeiten

	2.4 Verwaltungsaufwand

	3 Empfehlungen
	3.1 Vergaberecht einhalten
	3.2 Verwaltungsaufwand reduzieren
	3.3 Kompetenzämter schaffen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gebäudebestand
	2.2 Nutzungsdauer der baulichen Anlage
	2.3 Anforderungen und Folgen
	2.3.1 Schlechter baulicher Zustand
	2.3.2 Nutzungsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen
	2.3.3 Energie und Klimaschutz
	2.3.4 Gesamtkonzept
	2.3.5 Nutzungsanforderung 2013

	2.4 Bewirtschaftungskosten
	2.4.1 Verwaltungskosten
	2.4.2 Instandhaltungskosten/Bauunterhalt
	2.4.3 Betriebskosten

	2.5 Nutzung der Schwimm- und Sporthalle
	2.6 Kostendeckungsgrad

	3 Empfehlungen
	3.1 Betrieb der Schwimm- und Sporthalle einstellen
	3.2 Verwendung des Gebäudes prüfen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Eigenerledigung oder Fremdvergabe
	2.2 Vergabepraxis bei Schienenpersonennahverkehr-Beratungsleistungen
	2.2.1 Direktvergaben von Beratungsleistungen
	2.2.2 Förmliches Vergabeverfahren bei einer Beratungsleistung

	2.3 Projektcontrolling bei Schienenpersonennahverkehr-Beratungsleistungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Kernaufgaben selbst erledigen
	3.2 Vergaberechtliche Leitprinzipien bei der Auftragsvergabe  beachten
	3.3 Projektcontrolling optimieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Mehrkosten der Organisationsprivatisierung
	2.2 Zu üppige Kapitalausstattung
	2.3 Organisation und Arbeitsabläufe sind noch nicht auf die künftigen Anforderungen ausgerichtet
	2.4 Kernaufgaben - Ausschreibung und Vergabe von Verkehrsverträgen im Schienenpersonennahverkehr sowie Vertragsmanagement - bilden noch nicht den Arbeitsschwerpunkt
	2.5 Tätigkeiten ohne Bezug zu den Kernaufgaben der NVBW
	2.5.1 Geschäftsstelle „Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher Kommunen in Baden-Württemberg e. V"
	2.5.2 Fahrradverkehr - Fahrradland, Radroutenplaner
	2.5.3 Call Center
	2.5.4 Beteiligung im Bereich Fahrgeldmanagement
	2.5.5 Druck des Kursbuchs nicht kostendeckend

	2.6 Das Ministerium prüft den wirtschaftlichen Einsatz der Mittel noch unzureichend
	2.7 Finanzierung befristeter Projekte unbefriedigend
	2.8 Aufsichtsrat nicht vertragskonform besetzt

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisationsform ändern
	3.2 Tätigkeitsspektrum auf die Kernaufgaben ausrichten
	3.3 Zuschnitt und Definition der Aufgaben überarbeiten
	3.4 Projektbezogenes Buchungssystem einführen
	3.5 Beteiligungsverwaltung aktiver wahrnehmen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Organisationsform ändern
	4.2 Tätigkeitsspektrum auf die Kernaufgaben ausrichten
	4.3 Zuschnitt und Definition der Aufgaben überarbeiten
	4.4 Projektbezogenes Buchungssystem einführen
	4.5 Beteiligungsverwaltung aktiver wahrnehmen

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Arbeit der Zentralen Datenschutzstelle der Universitäten
	2.2 Bearbeitung von Datenschutzangelegenheiten an anderen  Hochschulen

	3 Bewertung und Empfehlung
	3.1 Andere Hochschulen in die Arbeit der Zentralen Datenschutz-stelle in Stuttgart einbeziehen
	3.2 Zentrale Datenschutzstelle für alle Universitäten und Hochschulen am Hochschulservicezentrum Reutlingen einrichten
	3.3 Zentrale Datenschutzstelle (nur) für nichtuniversitäre Hochschulen am Hochschulservicezentrum einrichten
	3.4 Einsparungen an den angeschlossenen Hochschulen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Stärken
	2.1.1 Strategische Ausrichtung des Museums
	2.1.2 Orientierung an den Interessen junger Besucher
	2.1.3 Sonderausstellungen und Große Landesausstellungen
	2.1.4 Ordentliche Haushalts- und Wirtschaftsführung

	2.2 Verbesserungspotenziale
	2.2.1 Ausgaben, insbesondere Personalausgaben
	2.2.2 Öffnung des Museums an allen Wochentagen
	2.2.3 Besucherpotenzial nicht ausgeschöpft
	2.2.4 Erhöhung der Eigeneinnahmen


	3 Empfehlungen
	3.1 Ausgaben verringern und Dauerausstellung verbessern
	3.2 Besucherzahl und Sponsoring erhöhen
	3.3 Zielvereinbarung über den Eigenanteil des Museums abschließen

	4 Stellungnahmen der Stiftung und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Stiftung
	4.2 Stellungnahme des Ministeriums

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Die Popakademie als Hochschuleinrichtung
	2.1.1 Erfolgreicher Studienbetrieb
	2.1.2 Innere Struktur

	2.2 Die Popakademie als Kompetenzzentrum
	2.2.1 Strategiedefizite
	2.2.2 Wirtschaftliche Defizite

	2.3 Rechtliche Struktur der Popakademie
	2.4 Unselbstständige Popakademie-Stiftung
	2.5 Fazit

	3 Empfehlungen
	3.1 Popakademie als selbstständige Einrichtung erhalten
	3.2 Einsparpotenziale beim Kompetenzzentrum realisieren
	3.3 Gesellschafterbeiträge einfordern
	3.4 Stiftung auflösen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Allgemeine Feststellungen
	2.2 Feststellungen zu den Schlossfestspielen Ettlingen
	2.3 Ludwigsburger Schlossfestspiele

	3 Bewertung und Empfehlungen
	3.1 Allgemein
	3.2 Schlossfestspiele Ettlingen
	3.3 Ludwigsburger Schlossfestspiele

	4 Stellungnahmen
	4.1 Stadt Ettlingen
	4.2 Ludwigsburger Schlossfestspiele gGmbH
	4.3 Stadt Ludwigsburg
	4.4 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Prüfung von Ministerien
	1.2 Aufgaben und Organisation des Ministeriums für Integration

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushalt und Personal
	2.2 Organisationsuntersuchung
	2.2.1 Ergebnis der Selbsteinschätzung
	2.2.2 Organisationsmöglichkeiten

	2.3 Gesamtkonzeption fehlt
	2.4 Fördermaßnahmen des Ministeriums für Integration
	2.4.1 Haushaltsansätze und Mittelabfluss
	2.4.2 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Integration über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration (VwV-Integration)
	2.4.3 Andere Förderungen und Projekte
	2.4.4 Fehlende Bestandaufnahme


	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation verbessern
	3.2 Gesamtkonzeption für Zuwanderung und Integration erstellen
	3.3 Integrationsmaßnahmen zielgerichteter fördern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	Denkschrift 2015 - Beitrag Nr. 16.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2015
	Beitrag Nr. 16
	Neubauten zur Kinderbetreuung an Hochschulen


